
Niedersächsisches Ministerium für Wirtschaft, 
Verkehr, Bauen und Digitalisierung 

 
 
 
 
 

 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Hinweise zur Anmeldung von 
Wasserkonzessionsverträgen 
gemäß §§ 31, 31a GWB 

 

 

 

 

  

Landeskartellbehörde Niedersachsen 



1. Einführung 

Die Trinkwasserversorgung der Bevölkerung stellt eine 

öffentliche Aufgabe der Daseinsvorsorge dar. Auch im 

Wasserbereich bestehen gem. §§ 31ff GWB Wegenut-

zungsverträge, die regelmäßig auch als Konzessions-

verträge bezeichnet werden. Nach § 31 Abs. 1 Nr. 2 

GWB handelt es sich um Verträge von Wasserversor-

gungsunternehmen mit Gebietskörperschaften, durch 

die sich diese verpflichten, die Verlegung und den Be-

trieb von Leitungen auf oder unter öffentlichen Wegen 

für eine bestehende oder beabsichtigte unmittelbare 

öffentliche Versorgung von Letztverbrauchern im Ge-

biet der Gebietskörperschaft mit Wasser ausschließlich 

einem Wasserversorgungsunternehmen gegen Zah-

lung von Konzessionsabgaben zu gestatten. Wasser-

konzessionsverträge sind zivilrechtliche Verträge.1 

Eine Unterscheidung zwischen einfachen und qualifi-

zierten Wegenutzungsrechten findet im Wasserbereich 

nicht statt, weil hier ausschließliche Wegerechte für ein 

Wasserversorgungsunternehmen weiterhin vereinbart 

werden dürfen. Dementsprechend finden die Regelun-

gen des § 46 EnWG nach allgemeiner Auffassung 

keine Anwendung auf Konzessionsverträge im Wasser-

bereich.  

Verträge der Wasserversorgungsunternehmen im 

Sinne des § 31 Abs. 1 GWB sowie deren Änderungen 

und Ergänzungen bedürfen zu ihrer Wirksamkeit gem. 

§ 31a Abs. 1 S. 1 GWB der vollständigen Anmeldung 

bei der zuständigen Kartellbehörde im Sinne von § 48 

Abs. 2 GWB. Sofern daher ausschließlich eine Wasser-

versorgung auf dem Gebiet Niedersachsens Gegen-

stand des Konzessionsvertrags ist, muss dieser bei der 

Landeskartellbehörde Niedersachsen (LKartB) nach sei-

nem Abschluss angemeldet werden. Dies gilt, wie auch 

im Kommunalrecht,2 unabhängig von der Person des 

Konzessionsnehmers.  

Erst die Anmeldung bewirkt die kartellrechtliche Frei-

stellung vom Verbot des § 1 GWB.  

Die Konzessionsverträge im Wasserbereich enthalten 

regelmäßig eine Bestimmung über die Lieferverpflich-

tung der Wasserversorgungsunternehmen. Anders als 

im Bereich der Strom- und Gasversorgung sind im Be-

reich der Wasserwirtschaft Netzinhaberschaft, Wasser-

gewinnung und Wasserliefervertrag nicht getrennt.  

Die LKartB hat aufgrund ihrer Auskunftsverpflichtung 

nach § 31b Abs. 1 GWB die in Niedersachsen beste-

 
1  OLG Hamm, Urteil v. 26.09.2012 – 12U142/12, ZfBR 2013, 84 (87) 
2  § 152 Abs. 1 S. 1 Nr. 11 i. V. m. § 148 Abs. 2 NKomVG – Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz i. d. F. vom 17.12.2010. 
3  Immenga/Mestmäcker – Klaue, Wettbewerbsrecht, 5. Auflage, 2014, § 31 GWB Rn. 35. 

henden Wasserkonzessionsverträge abgefragt. Es wur-

den insgesamt 267 Wasserversorgungsunternehmen 

angeschrieben. Davon meldeten 32 Unternehmen, 

dass sie keine Wasserversorgung mehr betreiben. Von 

den verbliebenen 235 Unternehmen haben 84 insge-

samt 303 meldepflichtige Wasserverträge vorgelegt. 

Bei 170 dieser Verträge wurde die Anmeldung bisher 

versäumt und im Rahmen der Abfrage von den betref-

fenden Wasserversorgungsunternehmen in den Jahren 

2014 und 2015 nachgeholt. In einigen Fällen hatten 

sich Wasserversorgungsunternehmen auch vertraglich 

zur Anmeldung bei der Landeskartellbehörde verpflich-

tet, diese aber trotzdem unterlassen.  

Mit diesem Hinweispapier verbindet die LKartB die Er-

wartung, dass die in Niedersachsen neu abgeschlosse-

nen sowie Änderungen und Ergänzungen von beste-

henden Wasserkonzessionsverträgen bei der Landes-

kartellbehörde unverzüglich nach Abschluss angezeigt 

werden, damit sie Wirksamkeit entfalten können. Er-

forderlichkeit einer Konzessionsvergabe im Trinkwas-

serbereich. 

2. Anmeldung  

Aufgrund der gesetzlichen Anordnung sind Verträge 

betreffend die öffentliche Wasserversorgung nach § 31 

Abs. 1 Nr. 1, 2 und 4 GWB i.V.m. § 31a Abs. 1 GWB 

bei der Kartellbehörde anzumelden. 

2.1. Welche Verträge 

Verträge der Wasserwirtschaft nach § 31 GWB, die 

eine öffentliche Versorgung mit Wasser regeln, sowie 

deren Änderungen und Ergänzungen bedürfen zu ihrer 

Wirksamkeit gem. § 31a Abs. 1 S. 1 GWB der vollstän-

digen Anmeldung bei der LKartB. Dieses sind: 

- Demarkations- oder Gebietsschutzverträge (§ 

31 Abs. 1 Nr. 1 GWB) 

- Konzessionsverträge (§ 31 Abs. 2 Nr. 2 GWB) 

- Verbundverträge (§ 31 Abs. 2 Nr. 4 GWB)  

Alle in § 31 Abs. 1 GWB genannten Verträge bedürfen 

der Schriftform, auch die nach § 31a nicht anmelde-

pflichtigen Verträge nach § 31 Abs. 1 Nr. 3 GWB. Diese 

Vorschrift dient der Klarheit und Beweisfähigkeit für 

Art und Umfang der eingegangenen Wettbewerbsbe-

schränkung.3 Ferner ist darauf hinzuweisen, dass zu-



dem die Beendigung oder Aufhebung der o.g. Ver-

träge der Kartellbehörde gemäß § 31a Abs. 2 GWB 

mitzuteilen ist. 

2.2. Warum? 

Mit den §§ 31 ff. GWB verfolgt der Gesetzgeber insge-

samt das schon in den §§ 103 ff. GWB a. F. zum Aus-

druck gekommene Ziel weiter, die im Wasserbereich 

notwendig monopolistisch bestehenden Strukturen 

zum Gegenstand einer wirksamen Missbrauchskon-

trolle zu machen.4 Denn es sind nur solche Verträge 

gem. § 31 Abs. 1 GWB vom Verbot des § 1 GWB frei-

gestellt, die im Einklang mit den §§ 31 ff. GWB ge-

schlossen worden sind.5 

Auf die Rechtsform des Konzessionärs und ob dieser 

als Unternehmen im Sinne von § 1 GWB anzusehen ist, 

kommt es hierbei nicht an. Sofern der Konzessionär 

selbst nicht als Unternehmen i. S. v. § 1 GWB zu quali-

fizieren ist, ist sein Handeln seinem Rechtsträger zuzu-

rechnen6 und dieser selbst das möglicherweise gegen 

§ 1 GWB verstoßende Unternehmen. Eine Prüfung, ob 

der Konzessionär Adressat des in § 1 GWB aufgestell-

ten Verbots ist, ist der Kartellbehörde nur möglich, 

wenn sie Kenntnis von dem Konzessionsvertrag hat. 

Bei der Kartellbehörde sind daher sämtliche, beste-

hende Konzessionsverträge anzumelden. 

2.3. Wer? 

Die Anmeldung durch eine der Vertragsparteien ge-

nügt. Die Anmeldepflicht besteht unabhängig von der 

Person des Konzessionsnehmers für jeden Konzessi-

onsvertrag. Sinnvoll wäre es eine entsprechende Rege-

lung, wer die Anmeldung bei der Kartellbehörde über-

nimmt, im Vertrag aufzunehmen. Hinzuweisen ist auf 

§ 81 Abs. 2 Nr. 1 GWB, wonach die Praktizierung eines 

nicht angemeldeten Vertrages im Sinne von § 31 Abs. 

1 GWB ordnungswidrig ist. 

2.4. Was? 

Hierbei sind folgende Anmeldekriterien zu beachten:  

Verträge sind jeweils gesondert anzumelden. Ein An-

meldevordruck ist nicht vorgeschrieben.  

 
4  BT-Drs. 17/9852, S. 25 f. 
5  BGH, Beschluss v. 15.04.1986, Az. KVR 6/85, 1. zu einer Stromkonzession 
6  Immenga/ Mestmäcker – Zimmer, Wettbewerbsrecht, 5. Auflage, 2014, § 1 GWB Rn. 39 

Die Anmeldung muss folgende Angaben für jedes be-

teiligte Unternehmen enthalten:  

- Firma oder sonstige Bezeichnung  

- Ort der Niederlassung oder Sitz  

- Rechtsform und Anschrift 

- Name und Anschrift des bestellten Vertreters oder 

des sonstigen Bevollmächtigten, bei juristischen 

Personen des gesetzlichen Vertreters 

- Vertragsdatum 

- den Vertragsinhalt, zumindest jedoch 

- die in dem Vertrag enthaltenen Ausschließlich-

keitsvereinbarungen bzw. sonstigen Vereinbarun-

gen der in § 31 Abs. 1 GWB bezeichneten Art so-

wie 

- sämtliche Vereinbarungen bezüglich Vertragslauf-

zeit, insbesondere Vertragsbeginn, Vertragsende, 

etwaige Vertragsverlängerungen und Kündi-

gungsfristen, 

- Vertragspartner und Vertragsdatum der durch den 

angemeldeten Vertrag ersetzten Verträge 

- Kartellrechtlich bedeutsame Bestandteile des Ver-

trages (einschließlich Lagepläne, Gebietsgarten 

u.ä.) sind beizufügen. 

Da für die kartellrechtliche Beurteilung der konkrete 

Vertragstext maßgebend ist, muss dieser aus der An-

meldung ersichtlich sein. Deshalb dürfen die im Vorste-

henden genannten vertraglichen Vereinbarungen nicht 

umschrieben werden, sondern sind mit dem vollen 

Wortlaut anzumelden. Soweit aus dem gesamten Ver-

tragswerk nur die wettbewerblich bedeutsamen Abre-

den mitgeteilt werden, muss erkennbar sein, an wel-

cher Stelle des Vertrages die Regelung zu finden ist 

(Angabe des jeweiligen Abschnittes oder sonstigen 

Gliederungsteils des Vertrages). Zudem ist der LKartB 

gem. § 31a Abs. 2 GWB die Beendigung oder Aufhe-

bung der in § 31 Abs. 1 Nrn. 1, 2 und 4 genannten 

Verträge mitzuteilen. 

Hinzuweisen ist auf die Regelungen der Anordnung 

über die Zulässigkeit von Konzessionsabgaben der Un-

ternehmen und Betriebe zur Versorgung mit Elektrizi-

tät, Gas und Wasser an Gemeindeverbände (KAE) vom 

4. März 1941 (RAnz. Nr. 57 und 120) in der Fassung 

vom 7. März 1975 (BAnz. Nr. 49), die auf Konzessions-

verträge der Trinkwasserversorgung anwendbar sind 

und wonach Abweichungen von diesen Regelungen 

nur mit Genehmigung erfolgen (§ 11 KAE) können  



2.5. Wann und wo? 

Unverzüglich nach Abschluss des Wasserkonzessions-

vertrages hat die vollständige Anmeldung bei der 

LKartB zu erfolgen. 

Niedersächsische Landeskartellbehörde  

beim Niedersächsischen Ministerium für Wirtschaft, 

Arbeit, Verkehr und Digitalisierung 

Referat 15 

Friedrichswall 1  

30159 Hannover 

2.6. Gebühren der LKartB 

Die Anmeldung ist nach § 62 Abs. 1 Nr. 1 GWB gebüh-

renpflichtig. Gebührenschuldner ist derjenige, der die 

Anmeldung eingereicht hat. Erhoben wird die Gebühr 

von der nach § 48 GWB zuständigen Kartellbehörde 

(§ 1 Verordnung über die Kosten der Kartellbehörden). 

Die Höhe der Gebühr bestimmt sich nach dem perso-

nellen und sachlichen Aufwand der Kartellbehörde und 

unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen Bedeu-

tung, die der Gegenstand der gebührenpflichtigen 

Handlung hat, darf jedoch im Regelfall 5.000 Euro 

nicht übersteigen. Da die gegenständlichen Verträge 

grundsätzlich schematisch erfassbar sind, entsteht im 

Regelfall ein verhältnismäßig geringer Verwaltungsauf-

wand (i.d.R. unter 1.000 Euro). Die diesbezügliche Ge-

bührenfestsetzung orientiert sich an einer behördli-

chen Gebührentabelle, bei der die Gebühr in Abhän-

gigkeit von der Einwohnerzahl im Vertragsgebiet ge-

staffelt ist. Soweit die Gebührenfestsetzung im Regel-

fall anhand dieser Gebührentabelle erfolgt, wird von 

einer gesonderten Anhörung wegen der Gebühren-

festsetzung abgesehen. Ist der personelle oder sachli-

che Aufwand der Kartellbehörde unter Berücksichti-

gung des wirtschaftlichen Werts der gebührenpflichti-

gen Handlung im Einzelfall außergewöhnlich hoch, 

kann die Gebühr bis auf das Doppelte erhöht werden. 

Aus Gründen der Billigkeit kann die so ermittelte Ge-

bühr bis auf ein Zehntel ermäßigt werden 
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